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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Ratifizierung der Beitrittsprotokolle zum Nordatlantikvertrag und 
weitere Umsetzung der NATO-Rußiand-Akte 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß nach dem Beschluß des 
Bündnisses auf dem Gipfel von Madrid, die Länder Polen, 
Tschechien und Ungarn die Verhandlungen über ihre Aufnah- 
me in die NATO einzuladen, die Vertragsverhandlungen zü- 
gig und erfolgreich geführt wurden. 

Der Deutsche Bundestag drückt seine Erwartung aus, daß die 
Ratifizierungsprozesse in den 16 Mitgliedstaaten ohne Schwie- 
rigkeiten und Verzögerungen fortgeführt und im Laufe des 
Jahres 1998 abgeschlossen werden, damit die neuen Mit- 
gliedstaaten im Frühjahr 1999 in die Allianz aufgenommen 
werden können. 

2. Der Deutsche Bundestag unterstreicht die Bedeutung der am 
27. Mai 1997 Unterzeichneten Grundakte NATO-Rußland im 
Zusammenhang mit der Erweiterung des Bündnisses um neue 
Mitglieder. Es ist zu begrüßen, daß sich im Rahmen des Stän- 
digen Gemeinsamen NATO-Rußland-Rates eine vertiefte Ko- 
operation zwischen den NATO-Staaten und der Russischen Fö- 
deration entwickelt hat und damit ein wichtiger Schritt zu der 
in der Grundakte vereinbarten Partnerschaft mit Rußland voll- 
zogen wird. 

3. Der Deutsche Bundestag drückt seine Erwartung aus, daß die 
ebenfalls vereinbarte Stärkung der Rolle der OSZE nunmehr 
auf die Tagesordnung gesetzt wird und daß die Bundesregie- 
rung innerhalb des Bündnisses Initiativen ergreift, um auch 
diesen Teil der Grundakte wirksam werden zu lassen. 

4. Der Deutsche Bundestag drückt seine Sorge darüber aus, daß 
bei den Verhandlungen über die Fortführung des KSE-Prozes- 
ses und über die notwendige Anpassung der konventionellen 
Abrüstungsvereinbarungen an veränderte Bedingungen ernst- 
hafte Schwierigkeiten aufgetaucht sind. Der Deutsche Bun- 
destag appelliert an alle Verhandlungspartner, insbesondere 
bei den Fragen der Flexibilisierung der Flankenregelungen 
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und der Festlegung von zeitlich begrenzten Stationierungen 
im Krisenfall, die Beratung von verhandlungs- und konsens- 
fähigen Vorschlägen zu ermöglichen und zu unterstützen. Der 
Deutsche Bundestag drückt seine Erwartung aus, daß die ge- 
genwärtigen Schwierigkeiten möglichst umgehend, in jedem 
Fall aber vor dem Frühjahr 1999, ausgeräumt werden und da- 
mit die künftige Weiterentwicklung des unverzichtbaren KSE- 
Prozesses gesichert wird. 


Bonn, den 11. Februar 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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